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Die ungleiche Entwicklung innerhalb des Euroraums war ein wichtiger Faktor bei der
Entstehung der Eurokrise, die wiederum Ungleichheiten zwischen den Regionen

verstärkt hat (Hadjimichalis 2011, Rae 2011).1 Weiterhin hat Austeritätspolitik zur Ver-
schärfung von sozialen Ungleichheiten innerhalb von Regionen beigetragen (Donald et
al 2014). Auf EU-Ebene soll die EU-Kohäsionspolitik – und hier insbesondere der Eu-
ropäische Fonds für Regionalentwicklung (EFRE) und der Europäische Sozialfonds
(ESF), die sogenannten EU-Strukturfonds2 – solch ungleicher Entwicklung gegensteu-
ern. Ungefähr ein Drittel des EU-Budgets wird für die Kohäsionspolitik verwendet, das
sind circa 352 Mrd. Euro für die gegenwärtige Förderperiode 2014–2020.3

Wenn die Finanzkrise im Hinblick auf Disparitätenentwicklung tatsächlich die «Pro-
fite der Gewinner und zugleich die Verluste der Verlierer überproportional verstärkt»,
stellt sich also die Frage, ob und wie die EU-Kohäsionspolitik darauf reagiert. Dieser Ar-
tikel geht der Frage unter anderem durch eine Gegenüberstellung der Förderperioden
2007–2013 und 2014–2020 nach. Da über die Verwendung der Strukturfonds für die vor-
herige Förderperiode vor der Krise entschieden wurde, waren bis 2013 nur kleinere An-
passungen möglich. Hingegen wird die Verwendung der Mittel in der gegenwärtigen För-
derperiode explizit als Antwort auf die Krise dargestellt.

Um diese zu bewerten, muss man zunächst einen fundamentalen Widerspruch in der
EU-Kohäsionspolitik herausstreichen. Zum einen hat die Kohäsionspolitik nämlich den
Auftrag, wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in der EU gerade
auch durch den Abbau regionaler Ungleichheiten zu erreichen. Zum anderen allerdings
ist sie eingebettet in einen makro- und regionalpolitischen Kontext, der räumliche Un-
gleichheiten befördert. Die EU-Kohäsionspolitik hat sich, wie ich in diesem Artikel dar-
stelle, verstärkt auf letzteren Pol innerhalb diesen Widerspruchs zubewegt – Ausgleich
bleibt hinter Wettbewerbsfähigkeit zurück.

EU-Strukturfonds gibt es seit Mitte der 1970er Jahre. Ende der 1980er wurden sie in Vor-
bereitung auf die gemeinsame Währung und den Freihandel in der EU sowohl finanziell
also auch im Politikansatz ausgebaut. Die Kohäsionspolitik war damit schon früh in ei-
ne insgesamt neoliberale Politik eingebettet: Ein gewisses Maß an Kohäsion wurde in der
EU als notwendig für das Funktionieren des Binnenmarktes und ein attraktives Umfeld
für Investitionen erachtet (Altvater & Mahnkopf 2007: 129; Rumford 2000: 189), wobei
Strukturfondsgelder im verschärften interlokalen Wettbewerb Ressourcen für Standort-
politik lieferten (Amin & Tomaney 1995). Dies geschah zu einem Zeitpunkt, wo Regio-
nalpolitik in Westeuropa sich vermehrt von der Förderung schwächerer Regionen ab-



wandte und Ressourcen auf Regionen konzentrierte, die Wettbewerbsfähigkeit verspra-
chen (Brenner 2004: 176, 203). Auch die EU-Kohäsionspolitik hat zunehmend diesen
Ansatz der Regionalpolitik angenommen, wie ich in diesem Artikel für die vergangene
und gegenwärtige Förderperiode darstelle, was in grundsätzlichem Widerspruch zu
ihrem Auftrag des Ausgleichs steht.

EU-Strukturfonds sollen zumindest gemäß ihrem Auftrag «zum Ausgleich der wich-
tigsten regionalen Ungleichgewichte» (EFRE)4 und «zum wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt» (ESF)5 beitragen, und zwar durch den gesteuerten Einsatz
von EU-Geldern insbesondere in wirtschaftlich schwachen Regionen. Sie beinhalten
tatsächlich eine begrenzte Umverteilung auf EU-Ebene zwischen reicheren und ärmeren
Mitgliedstaaten und -regionen. Damit haben sie ebenso wie frühe Fördermaßnahmen
Anklänge an den «räumlichen Keynesianismus»: Ziel eines solchen Politikansatzes ist es,
weniger entwickelte Regionen durch die Steuerung von Investitionen, Infrastrukturaus-
bau und öffentliche Dienstleistungen sowie begrenzte regionale Umverteilung zu indu-
strialisieren und somit ein räumlich relativ gleich entwickeltes Territorium zu fördern
(Brenner 2004: 116, 130, 137). Dabei kann es jedoch nie um den völligen Ausgleich von
räumlichen oder sozialen Ungleichheiten gehen, da dies innerhalb eines kapitalistischen
Systems nicht möglich ist (vgl. z. B. Harvey 2006).

Hingegen wird gegenwärtig deutlich gemacht – zum Beispiel in dem für diese Förder-
periode maßgeblichen Barca-Report – dass Ausgleich nicht das primäre Ziel der EU-
Kohäsionspolitik ist. Vielmehr sollen die Gelder für übergeordnete strategische Ziele der
EU-Politik, die «Wettbewerbsfähigkeit» großschreiben, eingesetzt werden. Daher werden
sie auch nicht direkt ins regionale Budget eingespeist, sondern können nur unter be-
stimmten Auflagen verwendet werden. Um die Ausrichtung der EU-Kohäsionspolitik zu
bewerten, muss man sich also diese Auflagen genauer ansehen.

In diesem Artikel gehe ich auf diese strategische Ausrichtung der EU-Strukturfonds-
politik und die Mittelvergabe zwischen den Regionen seit 2007 ein. Ich beziehe mich hier
zum einen auf Daten, die ich 2009 im Rahmen eines weiter gesteckten Forschungsvor-
habens durch Interviews und Dokumentenanalyse erhoben habe. Ich interviewte hier
unter anderem Akteure – Parlamentarier, Personal der Senatsverwaltung und externe Ex-
perten –, die in die Strukturfondspolitik in Berlin involviert waren. Für die Entwicklun-
gen seither beziehe ich mich auf aktuelle Policy-Dokumente und bestehende Analysen.

Da meine eigenen Daten vorwiegend aus Berlin stammen, das sich seit der Krise wirt-
schaftlich positiv entwickelt hat, können sie nicht direkt auf andere Regionen übertragen
werden. Ich versuche daher, ausgehend von meinen Daten strukturelle Gegebenheiten
herauszuarbeiten, die auch von genereller Bedeutung sind. Im folgenden werde ich, nach
einer kurzen Beleuchtung einiger Hintergründe der Strukturfonds-Vergabe, erst auf die
«Neoliberalisierung» der Strukturfondspolitik 2007–2013 eingehen, dann zwei Mecha-
nismen beschreiben, wie die EU-Strategie auf lokaler Ebene durchgesetzt werden kann,
und anschließend die Änderungen im Förderzeitraum 2014–2020 erläutern. Es zeigt sich
hier, dass die EU-Strukturpolitik im Namen der Wettbewerbsfähigkeit die ungleiche Ent-
wicklung der Regionen förderte und soziale Maßnahmen auf lokaler Ebene nur im be-
grenzten Rahmen ermöglichte. Ich werde mit dem Argument schließen, dass die Antwort
auf die Krise in der Strukturfondspolitik in der gegenwärtigen Förderperiode keine po-
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litische Kehrtwende darstellt, weder im Mittelumfang noch in dem vorgesehen Einsatz
der Mittel. Wir sehen hier also tatsächlich einen «Korrekturverzicht» in politischer Steue-
rung im Kontext der Krise, wie er im Editorial angesprochen wurde. Daher erweist sich
die EU-Kohäsionspolitik nicht als ein Instrument, das durch die Krise verstärkten Dispa-
ritäten ursächlich entgegenwirkt. 

Wer entscheidet über Strukturpolitik? Hintergrund zu den Strukturfonds

Die Planung und Ausgabe von Strukturfonds läuft über mehrjährige Förderperioden. In
2013 lief die vorherige Förderperiode aus. Die gegenwärtige Förderperiode ist für 2014–
2020 angesetzt. Vor dem Beginn jeder Förderperiode wird auf EU-Ebene über den Ge-
samtbetrag und die Verteilung der Strukturfonds unter den Mitgliedstaaten sowie über
die generelle Orientierung der Verwendung der Fonds entschieden. Über die Verteilung
der Gelder auf die Regionen innerhalb der Mitgliedstaaten entscheidet die nationale Re-
gierung. Mitgliedstaaten entwerfen nationale Strategien für die Verwendung der Fonds –
im Falle Deutschlands geschah dies für die vergangene Förderperiode auf der Basis von
Vorschlägen der Bundesländer, in anderen Mitgliedstaaten ist hingegen die nationale
Ebene maßgeblich.

Die Mitgliedstaaten oder Regionen6 entwerfen dann für jede Region im Hinblick auf
die übergeordneten Strategien ein «Operationelles Programm» (OP), das festlegt, für
welche Art Maßnahmen Strukturfondsgelder ausgegeben werden können. Die Planung
für die OPs findet auf der exekutiven Ebene statt. Im Falle Berlins wurden «soziale und
wirtschaftliche Partner» im Prozess der Planung für die OPs 2007–2013 angehört, nicht
aber das Abgeordnetenhaus, das die OPs nur im Nachhinein auf Antrag der Grünen dis-
kutierte. Dies wurde mit der mangelnden Zeit und Expertise der Abgeordneten erklärt.
Sie seien nicht in der Lage, die umfangreichen Dokumente innerhalb des Zeitrahmens
der EU durchzuarbeiten. Andere Interviewpartner hingegen kritisierten den Ausschluss
des Abgeordnetenhauses als «Demokratiedefizit»: es werde hier ohne jegliche parlamen-
tarische Kontrolle auf Landes- und EU-Ebene über große Summen entschieden; auf die-
se Weise finde eine «Prekalibrierung» von Budgetmitteln des Landes statt, die eigentlich
den Kompetenzen des Abgeordnetenhauses unterlägen.

Die OPs müssen von der Europäischen Kommission genehmigt werden, bevor Gelder
aus den Strukturfonds ausgezahlt werden.7 Sobald ein OP genehmigt ist, können sich
staatliche Institutionen, Unternehmen und zivilgesellschaftliche Organisationen um die
Gelder bewerben.

Die OPs von Berlin für die Förderperiode 2007–2013 geben einen Einblick in die Art
und Summen der Förderung. Berlin erhielt ungefähr 1,2 Mrd. Euro für die Förderung
von «Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung»8. EFRE-Gelder wurden hier entlang von
vier «Prioritätsachsen» vergeben: an die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit von Un-
ternehmen und Start-ups gingen bis zu 293 Mio. Euro, an die wissensbasierte Wirtschaft
285 Mio. Für integrierte Stadtentwicklung waren 183 Mio. Euro und für Umweltmaß-
nahmen 80 Mio. vorgesehen. Das bedeutet, dass das Gros der Gelder direkt und ein Teil
der Gelder indirekt an die Wirtschaft flossen. Die ESF-Gelder sollten für die Verbesse-
rung von «Humankapital» (149 Mio.), verbesserten Zugang zu Arbeit und für die sozia-
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le Integration von benachteiligten Personen (135 Mio.) sowie für die Verbesserung der
Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen (38
Mio.) ausgegeben werden. Im Anschluss an die auf EU-Ebene vorherrschende Perspek-
tive wurde das «Soziale» im ESF also primär als (Re-)Integration von Menschen in den
Arbeitsmarkt verstanden.

Vornehmlich wurde also durch EFRE und ESF im Einklang mit der angebotsorien-
tierten Ausrichtung der Strukturfondsförderung Standortpolitik finanziert: Es sollte ein
«attraktives» Umfeld für Unternehmen geschaffen werden, nicht nur durch finanzielle
und andere Ressourcen, sondern auch durch Fachkräfte und ein attraktives Stadtumfeld.
Das vornehmliche Ziel war – neben der Verminderung der Arbeitslosigkeit durch Inte-
gration in den Arbeitsmarkt – die Stadt im interlokalen Wettbewerb zu stärken.

Die Neoliberalisierung der Strukturfonds in der Förderperiode
2007–2013

Kritiker haben schon früh darauf hingewiesen, dass die EU-Strukturfondsförderung
kompatibel mit der Neuorientierung der europäischen Regionalpolitik hin zu angebot-
sorientierter Politik und der Betonung interlokalen Wettbewerbs ist (Amin & Tomaney
1995). Inzwischen befinden wir uns in einer Situation, wo das Ziel des Ausgleichs recht
explizit dem der Wettbewerbsfähigheit untergeordnet wird und primär durch Wachstum
erreicht werden soll. Das heißt, dass ungleiche Entwicklung in Kauf genommen oder so-
gar gefördert wird, solange dies dem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit zu dienen scheint. In
der Förderperiode 2007–2013 sieht man dies zum einen in der Ausrichtung der Struk-
turfondspolitik an der Lissabon-Strategie und zum anderen in der Neudefinition der Re-
gionen, die Strukturfondsgelder erhalten können.

In der Kohäsionspolitik werden verschiedene Typen von Regionen definiert, die Struk-
turfondsgelder erhalten können. Diese Definitionen ändern sich von Förderperiode zu
Förderperiode. In der Förderperiode 2007–2013 konnten unter «Ziel 1», dem sogenann-
ten «Konvergenzziel», alle Gebiete gefördert werden, deren Bruttoinlandsprodukt (BIP)
pro Kopf unter 75% des EU-Durchschnitts lag. «Ziel-2»-Gelder standen im Gegensatz
dazu im Prinzip allen Regionen «zur Förderung von Wettbewerbsfähigkeit und Innova-
tion» im Sinne der EU-Lissabon-Strategie zur Verfügung, auch wenn ihr BIP über dem
EU-Durchschnitt lag. Während der Förderperiode 2000–2006 war die «Ziel-2»-Förde-
rung hingegen noch ehemaligen Industrieregionen zugute gekommen, die negativ vom
Strukturwandel betroffen waren.

Der politische Hintergrund für diese Umorientierung war die EU-Osterweiterung:
Viele Regionen, die lange EU-Fördergelder erhalten hatten (wie z. B. Berlin), waren mit
der Zeit über die Grenze von 75% des EU-BIP gerutscht. Die Neudefinition von «Ziel 2»
ermöglichte es, dass diese Regionen weiterhin Strukturgelder erhielten. Dennoch ging
die neue Definition auch darüber hinaus, da keinerlei Obergrenze für «Ziel 2» festgelegt
wurde. Die erklärte Intention war, im Sinne der EU-Lissabon-Strategie wettbewerbs-
fähige Regionen weiter zu stärken.

Diese Neudefinition von «Ziel 2» bedeutete deshalb eine explizite Abwendung von ei-
ner Politik des Ausgleichs zwischen den Regionen, da nunmehr nicht nur die schwäch-
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sten, sonder auch die wettbewerbsfähigsten Regionen gefördert werden konnten.9 Dies
bedeutet de facto die Förderung von Disparitäten. Solche Förderung von ungleicher rä-
umlicher Entwicklung ist charakteristisch für neoliberale Regionalpolitik, die auf die
Stärkung von ortsspezifischen Stärken und auf angebotsorientierte Politik insbesondere
in Regionen setzt, die schon auf dem globalen und europäischen Markt wettbewerbsfähig
sind (Brenner 2004, Heeg 2001). Hintergrund hierfür ist die politisch vielbeschworene,
mangelnde Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Wirtschaftsraums im globalen Kon-
text, was sich auch in den Zielen der Lissabon-Strategie ausdrückt.

Noch im Jahr 2004 meinte ein Vertreter des Berliner Büros in Brüssel bei seinem Vor-
trag vor dem Europaauschuss des Berliner Abgeordnetenhauses zum neuen «Ziel 2»:

«Rein theoretisch – das wird nicht so kommen –, nach Vorstellung der Kommission10,
könnte die Bundesregierung sagen: Die Mittel, die ich im ‹Ziel 2› habe, gebe ich nach
München und Stuttgart, denn das sind die hervorragenden Orte, in denen sich Innova-
tion entwickeln kann. Das wäre nach der Vorstellung der Kommission rein theoretisch
möglich. Ich denke, hoffe und bin sicher, dass das in Deutschland so nicht möglich wä-
re.»11

Es war allerdings möglich – sowohl Bayern als auch Baden-Württemberg erhielten
substanzielle Strukturfondsbeträge unter «Ziel 2» (je rund 886 Mio. und 409 Mio. Euro)
für die Förderperiode 2007–2013, wenn auch nicht so viel wie Berlin und die ostdeut-
schen Bundesländer.12

Die Fördermengen im neuen «Ziel 2» waren zwar vergleichsweise gering – 82% der
Strukturförderung gingen weiterhin an «Ziel-1»-Regionen – und flossen auch an Regio-
nen wie das Land Berlin, das zu jener Zeit eine hohe Arbeitslosenquote und niedrige
Wachstumsrate hatte. Dennoch war das neue «Ziel 2» eine Umorientierung mit Signal-
wirkung, weil es klarstellte (entgegen der Meinung Andersdenkender)13, dass es in der
EU-Kohäsionspolitik künftig nicht primär um Ausgleich durch Umverteilung gehen soll.

Die neoliberale Orientierung wurde über die Neudefinition von «Ziel 2» hinaus auch
in der strategischen Ausrichtung der Strukturfonds sichtbar. Für die Förderperiode
2007–2013 wurde diese an die überarbeitete europäische Lissabon-Strategie14 angepasst,
die das Ziel der Wettbewerbsfähigkeit in der wissensbasierten Wirtschaft durch angebot-
sorientierte Politik großschrieb. Bis 2010 sollte die EU demnach «zum wettbewerbs-
fähigsten wissensgestützten Wirtschaftsraum der Welt» werden, und die Kohäsionspoli-
tik sollte dabei helfen. Die drei Prioritäten der Lissabon-orientierten Kohäsionspolitik
waren die Förderung von nachhaltigem Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigung durch «z. B. Innovation, wissensbasierte Wirtschaft und die neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien, Beschäftigung, Humankapital, Unternehmergeist,
Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) und Zugang zu Risikokapi-
tal»15.

Die Lissabon-Strategie wurde viel wegen ihrer neoliberalen Ausrichtung kritisiert, da
sie Sozialpolitik auf Verbesserung des Humankapitals und Eingliederung in einen («fle-
xibilisierten») Arbeitsmarkt reduziert und insgesamt dem Ziel der Wettbewerbsfähigkeit
im freien Markt unterordnet (z. B. Altvater & Mahnkopf 2007, Daly 2006, Grahl 2008).
Das wird auch in der neuen Ausrichtung der Kohäsionspolitik auf Beschäftigungspolitik
im Sinne von Standortpolitik deutlich, in weitgehender Abwendung von der Förderung
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anderer sozialer Maßnahmen in der Region. Darüber hinaus schließen Baun und Marek
(2008: 9), dass die «Lissabonisierung» der Strukturfonds mit ihrer Betonung auf Ent-
wicklung von Humankapital und wissensgestützter Wirtschaft im Widerspruch steht
zum früheren Strukturfondsansatz des regionalen Ausgleichs, der ungleiche Entwicklung
abzubauen suchte und auf großangelegte Infrastrukturprojekte abzielte. Dieser Ansatz
wird im Barca-Report (2009: 2)16, der die gegenwärtige EU-Förderpolitik beeinflusste, als
«alter Ansatz» der Regionalpolitik explizit abgelehnt.

Mechanismen zur Durchsetzung der strategischen Ausrichtung auf
regionaler Ebene

Die neoliberale Ausrichtung der Strukturfondspolitik spielt natürlich nur eine Rolle,
wenn sie auch auf regionaler Ebene durchgesetzt werden kann. Auf den ersten Blick mag
es so erscheinen, als seien die Möglichkeiten der EU hier beschränkt. Zwar müssen die
OPs, die die Regionen oder Mitgliedstaaten entwerfen, dieser Ausrichtung genügen. Ver-
schiedene meiner Interviewpartner in Berlin betonten, dass es der Landesregierung we-
niger darum gehe, die Lissabonstrategie lokal durchzusetzen, als darum, bereits beste-
hende Projekte als Lissabon-konform (und daher förderfähig) darzustellen. Für manche
(vor allem die grüne Opposition) war dies Verpackung lokaler Prioritäten in «EU-Lyrik»,
für andere (vor allem die SPD) das Ergebnis von geteilten oder kompatiblen Zielen.

Was nicht thematisiert wurde, waren zwei Mechanismen, mit denen die EU-Kommis-
sion die strategische Ausrichtung der Regionalpolitik durchaus beeinflussen kann. Der
erste ist offensichtlich und spezifisch für die Förderperiode 2007–2013. In «Ziel 2» mus-
sten damals mindestens 75% der geförderten Projekte «Lissabon-kompatibel» sein – das
heißt, kompatibel mit den Zielen von «Wettbewerbsfähigkeit durch Innovation». In
«Ziel-1»-Gebieten betrug das Minimum 60%17.

Diese Vorgabe der Lissabon-Kompatibilität spielte in Berlin sowohl bei der Planung als
auch bei der Umsetzung der OPs eine Rolle. Zum Problem wurden hier vor allen Dingen
Förderanfragen, in denen es um Gelder für Infrastrukturmaßnahmen ging, weil das Kri-
terium für die Entscheidung über Lissabon-Kompatibilität die «Innovation» war. Viele
Infrastrukturinvestitionen wurden nicht als innovationsfördernd betrachtet. Wie ein
Mitarbeiter der Senatsverwaltung erklärte18, mussten Anfragen zur Förderung der Aus-
besserung öffentlicher Bäder oder Schulsporthallen, der Pflanzung von Straßenbäumen,
oder des Bau von öffentlichen Bibliotheken abgelehnt werden.

Strukturgelder werden in der Stadtpolitik in der Regel als zusätzliche Ressourcen wahr-
genommen. Deshalb wird die Ausrichtung der Förderpolitik auf Innovation und wis-
sensbasierte Wirtschaft auf Kosten der sozialen Infrastruktur nicht als problematisch be-
trachtet. Was dabei übersehen wird, ist die Bedeutung des zweiten EU-Steuerungsme-
chanismus, insbesondere in fiskal schwachen Regionen: die Kofinanzierung von Projek-
ten. Alle EU-Strukturgelder müssen zu einem festgelegten Prozentsatz aus Mitteln der
Region, Fördergeldern der nationalen Ebene oder privatwirtschaftlicher Finanzierung
«kofinanziert» werden. Für «Ziel 2» betrug die festgeschriebene Kofinanzierung 50%,
d. h. für jeden Euro von der EU musste die Stadt einen Euro aus eigenen Mitteln zusteu-
ern. Dieses Prinzip der «Zusätzlichkeit» der EU-Mittel soll sicher stellen, dass Mitglied-
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staaten auch weiterhin regionale Entwicklung unterstützen und nicht eigene Mittel
durch die der EU ersetzen.

Auf diese Weise bindet Kofinanzierung jedoch de facto Stadtressourcen an die strate-
gische Ausrichtung der EU. Und hier wird die Ausrichtung auf Innovation potentiell zum
Problem. Wie ein Interviewpartner aus der Senatsverwaltung erklärte: «Natürlich ist es
nicht verboten, andere [nicht Lissabon-konforme] Projekte zu machen [aus eigenen Mit-
teln]. Aber wenn kein Geld da ist, dann werden diese Projekte nicht gemacht. Und Ber-
lin ist nun mal ein recht armes Bundesland, und deswegen wurde die Renovation von
Schulen oder Kitas sehr vernachlässigt in den letzten Jahren.» Man kann hier anmerken,
dass dies durchaus auch eine Konsequenz der lokalen politischen Präferenzen in der Mit-
telvergabe war, wo viel Geld in Bereiche floss, die weder innovationsträchtig noch sozial
waren (siehe z. B. Krätke 2004). Allerdings wurden Gelder des Konjunkturprogramms
2008 auch tatsächlich großteils in Infrastruktur der (öffentlichen) Art investiert, die nicht
«Lissabon-konform» war.

Die damalige PDS kritisierte, bevor sie Koalitionspartner in der Landesregierung wur-
de, die Kofinanzierung wegen der implizierten Mittelbindung. Im Kontext der «Haus-
haltskonsolidierung», wie mir ein Parlamentarier der Linken erläuterte, überwog dann
jedoch «die Linie … dass man, wenn man sowieso schon überall kürzen muss, nicht noch
mutwillig auf Mittel verzichten soll, die man von außen bekommt. Man hätte auch sagen
können, wir sparen Mittel dadurch, dass wir unsere Kofinanzierung nicht einsetzen, aber
man verliert dadurch ja auch Einnahmen … Dann ist man eben auch bereit, den Preis
dafür zu zahlen, dass man die Mittel nur im Rahmen der Restriktionen der EU oder der
Bundesregierung einsetzen kann.»19 Dies zeigt die widersprüchliche Lage von Regional-
politik im Zeiten der Austerität – zum einen werden gerade in einer angespannten fi-
nanziellen Lage zusätzliche EU-Mittel benötigt, zum anderen wiegt die damit verbunde-
ne Mittelbindung genau dann auch schwerer.

Das heißt, dass die Strukturfondspolitik der EU zwei in ihrer Verbindung recht wirk-
same Mittel hat, um die Ausrichtung von Förderpolitik vor allem in finanzschwachen Re-
gionen zu beeinflussen.20 Das Problem ist hier nicht unbedingt, dass das, was gefördert
wird, an sich falsch ist, sondern dass auf diese Art und Weise Ressourcen gebunden wer-
den, die für anders orientierte Politik nun nicht mehr zur Verfügung stehen. Das ist be-
sonders problematisch in Regionen, in denen solche Ressourcen knapp sind, und die ei-
ne Politik der Regionalentwicklung verfolgen, die von der der EU abweicht.21 Man kann
also erwarten, dass sich die Problematik im Kontext der Krise und Austeritätspolitik ver-
stärkt, wobei man allerdings auch berücksichtigen muss, dass die Kofinanzierungsrate
für die schwächsten Regionen niedriger liegt.

Die Bindung der Mittel an die strategische Ausrichtung der EU durch Kofinanzierung
ist auch für die gegenwärtige Förderperiode ein Merkmal der Strukturpolitik. Wie also
hat die EU ihre Kohäsionspolitik vor dem Hintergrund der Krise strategisch ausgerich-
tet?

Die Förderperiode 2014–2020: Nach der Krise wie vor der Krise?

Da die Entscheidungen für die Förderperiode 2007–2013 weitgehend vor der Krise ge-
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troffen wurden, reagierte die Kohäsionspolitik unmittelbar kaum auf die Krise. Konkret
sollten, wo nötig und möglich, Zahlungen der EU vorgezogen und Mittel in begrenztem
Umfang umgeleitet werden, damit Projekte trotz finanzieller Engpässe schneller umge-
setzt werden konnten.22 Außerdem wurde der Kofinanzierungssatz für Länder, die Fi-
nanzhilfen erhalten – wie Griechenland – im Dezember 2011 von 15% auf 5% herabge-
setzt.23 Die Kohäsionspolitik für die gegenwärtige Förderperiode wird nun explizit als
Antwort auf die Krise dargestellt. Die Vorgaben für die Strukturfonds wurden an die
Empfehlungen des oben erwähnten Barca-Reports angepasst und an den strategischen
Zielen von Europa 2020 ausgerichtet.24 Diese «Antwort auf die Krise» wird im Folgenden
unter zwei Blickwinkeln betrachtet: zum einen die Mittelvergabe an die Regionen, zum
zweiten die strategische Ausrichtung der Mittelvergabe.

Zunächst kann man festhalten, dass der Gesamtbetrag für EU-Kohäsionspolitik für die
gegenwärtige Förderperiode nicht deutlich erhöht wurde. Während für die Förderperi-
ode 2007–2013 bis zu 347 Mrd. Euro25 zur Verfügung standen, sind es für die gegenwär-
tige Förderperiode 2014–2020 bis zu knapp 352 Mrd. Euro26. Man kann also nicht von
einem Versuch sprechen, verschärfte ungleiche Entwicklung durch verstärkte Umvertei-
lung und Investitionen in die Regionalentwicklung zu bekämpfen – zumindest nicht
durch eine Erhöhung des Budgets. Stattdessen sollen regionale Investitionen verstärkt
durch finanzielle Instrumente auf EU-Ebene unterstützt werden.27 Revolvierende Fonds
– Fonds, die durch Zins- und Kreditrückzahlungen fortwährend gespeist werden – wie
z. B. «JESSICA», sollen hier eine Hebelwirkung entfalten. Sie vergeben Kredite für städ-
tische Investitionsprojekte, die langfristig Profit abwerfen sollen. Das soll Regionen in
schwierigen Finanzlagen helfen. Solche Instrumente existierten schon in der vergange-
nen Förderperiode, sie sollen jetzt aber verstärkt genutzt werden. Allerdings ist dies mo-
mentan laut Dabrowski (2015) noch nicht der Fall, unter anderem weil der administra-
tive Prozess sehr komplex und außerdem ein recht geringer Teil der öffentlichen Infra-
strukturprojekte profitorientiert ist.28 Zudem muss man die Spekulation und das damit
verbundene Risiko beachten, die solchen Instrumenten naturgemäß innewohnen. Es ist
die Region, die letztendlich das Risiko für den Kredit trägt, auch wenn er von der EU ver-
geben wurde. Und für wirtschaftlich und finanziell schwache Regionen ist der Bedarf an
finanziellen Instrumenten am höchsten, aber auch das mit ihnen verbundene Risiko (vgl.
Strickland 2014).

Was die Verteilung der Mittel auf die Regionen anbelangt, gibt es hier auch mehr Kon-
tinuität als Neuansatz. Wie zuvor erläutert, wurden auch in der Förderperiode 2007–
2013 «schon wettbewerbsfähige» Regionen gefördert, in teilweiser Abwendung vom Ziel
des regionalen Ausgleichs hin zur Unterstützung von ungleicher Entwicklung, wobei der
Großteil der Gelder weiterhin an ärmere Regionen floss. Diese Mittelverteilung wurde im
Barca-Report ausdrücklich befürwortet und wird auch in der gegenwärtigen Förderpe-
riode – allerdings weniger explizit – weitergeführt. Statt «Ziel-1»-Regionen (Konvergenz)
und «Ziel-2»-Regionen (Wettbewerbsfähigkeit) gibt es nun ein dreistufiges Kontinuum
von «weniger» bis «stärker» entwickelten Regionen, für die andere Auflagen in Bezug auf
die Konzentration der Mittel auf bestimmte thematische Ziele gelten. Regionen, die un-
ter 75% des durchschnittlichen EU-BIP pro Kopf liegen, werden als «weniger entwickel-
te Regionen» klassifiziert. Dies entspricht dem früheren «Ziel 1» «Konvergenz».29 Soge-
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nannte «Übergangsregionen» weisen zwischen 74% und 90% des durchschnittlichen
EU-BIP auf. Regionen, die über 90% liegen, werden als «stärker entwickelte Regionen»
eingeteilt. Für diese Regionen wird nur eine Untergrenze, jedoch keine Obergrenze fest-
gelegt. Das heißt, sie können im Prinzip auch über dem EU-Durchschnitt liegen und
dennoch Strukturfondsgelder erhalten.

Während der Großteil der Strukturfondsgelder von circa 182 Mrd. Euro weiterhin an
«weniger entwickelte Regionen» und circa 35 Mrd. an «Übergangsregionen» gehen, er-
halten «stärker entwickelte Regionen» immerhin noch mehr als 54 Mrd. Euro. So be-
kommt Deutschland insgesamt mehr als 18 Mrd. Euro aus dem Strukturfonds: knapp 10
Mrd. für «Übergangsregionen» und knapp 8,5 Mrd. für «stärker entwickelte Regionen».
Griechenland erhält insgesamt ungefähr 12 Mrd. aus dem Strukturfonds, wovon mehr
als 7 Mrd. an «weniger entwickelte Regionen» gehen. Spanien erhält etwa 26,6 Mrd., wo-
von nur rund 2 Mrd. an «weniger entwickelte Regionen» gehen.30

Im Barca-Report wird eine derartige Mittelverteilung mit dem Argument unterstützt,
es gehe in EU-Kohäsionspolitik nicht um Umverteilung zwischen den Regionen, sondern
um das Lösen von Problemen der (wirtschaftlichen) Effizienz und sozialen Inklusion.31

Ziel der Kohäsionspolitik sei auch nicht der Abbau von Ungleichheiten zwischen Regio-
nen, sondern zwischen Individuen (2009: xiii, xiv, 39, 88). Auch hier sehen wir eine kla-
re Abwendung vom Ziel des regionalen Ausgleichs, der allerdings weiterhin offiziell Auf-
trag der Kohäsionspolitik ist.

Weder im Mittelvolumen noch in der Mittelverteilung ist eine verstärkte Konzentrati-
on auf den Ausgleich regionaler Ungleichheiten zu erkennen. Wie sieht es dann mit der
strategischen Ausrichtung der Mittelvergabe aus?

Der Barca-Report hatte 2009 die Konzentration der Strukturfondsmittel auf die Liss-
abonziele befürwortet, aber als nicht weitgehend genug erachtet und eine stärkere Kon-
zentrierung der Mittel auf nur drei bis vier enger definierte Ziele empfohlen (2009: 111).
In der gegenwärtigen Förderperiode soll dies durch die Fokussierung der Mittel auf die
Ziele der Europa-2020-Strategie geschehen.

«Europa 2020», die Nachfolgerin der Lissabon-Strategie32, sollte die strategische Ant-
wort der EU auf die Krise sein33, nachdem die Lissabon-Strategie mit ihrem Ziel, die EU
bis 2010 zum global «wettbewerbsfähigsten» Wirtschaftsraum zu machen, offensichtlich
gescheitert war. Schlüsselbegriff in der Strategie «Europa 2020» ist nicht mehr primär
«Wettbewerbsfähigkeit» – wie noch in der Lissabon-Strategie – sondern «Wachstum»,
genauer «intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum». Dabei schließt «Euro-
pa 2020» inhaltlich recht nahtlos an die Lissabon-Strategie an. Wachstum soll «intelli-
gent» sein im Sinne von wissensgestützter und innovativer Wirtschaft, «nachhaltig» im
Sinne von ressourceneffizienter, «grüner» und wettbewerbsfähiger Wirtschaft und «in-
klusiv» im Sinne von hoher Beschäftigungsrate sowie «sozialer und territorialer» Kohä-
sion.

Das sind Themen, die schon die Lissabon-Strategie charakterisierten, einschließlich
der Ausrichtung auf Wettbewerbsfähigkeit durch Innovation und auf Arbeitsmarktinte-
gration. Während Sozialpolitik weiterhin hauptsächlich Arbeitsmarktintegration bedeu-
tet, kommt das thematische Ziel der Armutsbekämpfung neu hinzu. Konkret hat sich die
EU fünf Ziele gesetzt, die bis 2020 erreicht werden sollen: mehr Beschäftigung, weniger
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frühe Schulabgänger, Bekämpfung der Armut, höhere Investitionen in Forschung und
Entwicklung, und Erreichung der Klimaziele. Die Kohäsionspolitik soll helfen, diese Zie-
le zu erreichen. Dafür wurden elf thematische Bereiche34 in Anlehnung an die Europa-
2020-Strategie festgelegt, in die Gelder des Kohäsionsfonds EFRE und des ESF fließen
sollen; die Bereiche sind in «Investitionsprioritäten» untergliedert. Im EFRE geht es vor
allen Dingen um Wirtschaftsförderung, Umwelt und nachhaltige Stadtentwicklung. Der
ESF fördert vor allem Entwicklung und Mobilität des «Humankapitals» und Bekämp-
fung von Armut. Auch hier gibt es also nicht viel Neues – bis auf das Thema der Ar-
mutsbekämpfung, das so in der vorherigen Förderperiode nicht vorkam.

Es lohnt sich hier ein Blick auf die konkrete Ausgabenverteilung.35 Mindestens 60–
80% der ESF-Mittel müssen, je nach Entwicklungsstand der Region36, drei thematischen
Zielen37 entsprechen, nämlich der Förderung von erstens Beschäftigung und Mobilität
der Arbeitskräfte, zweitens Bildung und drittens sozialer Inklusion und Armutsbekämp-
fung. Zudem gilt die Auflage, dass mindestens 20% der Gelder38 für den letzteren Bereich
ausgegeben werden müssen. Auch dies ist wohl ein Resultat des Barca-Reports, der kri-
tisierte, dass soziale Inklusion in der europäischen Regionalpolitik oft zu kurz kam bzw.
als zwangsläufiger Nebeneffekt erhöhter wirtschaftlicher Effizienz betrachtet wurde
(2009: 34, 79). Wenn man sich allerdings die förderfähigen «Investitionsprioritäten» in
diesem Zielbereich ansieht, geht es wieder primär um Eingliederung in und Chancen-
gleichheit auf dem Arbeitsmarkt. Beschäftigungsfähigkeit ist das Schlüsselwort, nicht Ar-
beitsqualität. Dazu kommt allerdings auch die Möglichkeit der Förderung eines verbes-
serten Zugangs zu Gesundheitsversorgung und Sozialdienstleistungen, was gerade ange-
sichts der Austeritätspolitik brisant ist.

Im EFRE hingegen muss der Großteil der Gelder (mindestens 50–80%, je nach Ent-
wicklungsstand der Region)39 in mindestens zwei von vier festgelegten thematischen
Zielbereichen konzentriert werden: Forschung und Innovation, Zugang zu Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien, Wettbewerbsfähigkeit von KMU (kleineren
und mittleren Unternehmen), und CO2-arme Wirtschaft. 12–20% der Mittel müssen an
die Förderung CO2-armer Wirtschaft gehen.40 Die restlichen Gelder können für Um-
weltschutz, nachhaltigen Verkehr, Beschäftigung, soziale Inklusion und Bildung verwen-
det werden. Mindestens 5% der Gelder41 müssen für nachhaltige Stadtentwicklung aus-
gegeben werden. Man sieht hier also eine deutliche Betonung der Wirtschaftsförderung
gegenüber Ausgaben im Bereich des Sozialen, der Umwelt oder für Infrastruktur. Stadt-
entwicklung konnte auch in der vorherigen Förderperiode schon gefördert werden, er-
hält nun aber mehr Gewicht.

Die Kohäsionspolitik zeigt also wesentlich mehr Kontinuität denn Neuerungen als Re-
aktion auf die Krise. Man kann hier tatsächlich von einem «Korrekturverzicht» einer
«krisenunabhängigen neoliberalen Steuerung» (Editorial) sprechen. Es wird weiter Stan-
dortpolitik im Sinne von Wettbewerbsfähigkeit gefördert; Ausgleich zwischen den Re-
gionen ist ein erklärter Nebeneffekt, aber nicht der tatsächliche Schwerpunkt der Förde-
rung – und auch nicht das wahrscheinliche Resultat. Neu hinzu kommt die implizite An-
erkennung der sozialen Kosten der erzwungenen Austeritätspolitik in den Krisenländern,
die durch einige Maßnahmen abgefedert werden sollen. Diese Maßnahmen folgen je-
doch auch dem typisch neoliberalen Ansatz in sozialen Fragen, in dem es ausschließlich
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um die Verringerung von absoluter Armut und von Ausgrenzung (vor allen Dingen vom
Arbeitsmarkt) geht. Als Reaktion auf die Verarmung der Bevölkerung in vielen Teilen Eu-
ropas im Zuge der Krise und der verschärften Austeritätspolitik sind sie sicher nicht mehr
als ein Tropfen auf dem heißen Stein.

Fazit

Die gegenwärtige Orientierung der Strukturfondspolitik lässt keinen Versuch erkennen,
durch verstärkte Umverteilung oder neue Ansätze in der Regionalentwicklung einen
größeren Ausgleich zwischen den Regionen der EU zu schaffen oder soziale Ungleich-
heiten in den Regionen abzubauen. Vielmehr schließt die Förderung recht nahtlos an die
Neoliberalisierung der Strukturfondspolitik an, die sich vom Ziel des regionalen Aus-
gleichs zunehmend entfernt hat und das Soziale weitgehend auf Arbeitsmarktintegrati-
on beschränkt. Im Namen der Wettbewerbsfähigkeit wird die verstärkte ungleiche Ent-
wicklung der Regionen und soziale Ungleichheiten42 in der Region in Kauf genommen
oder sogar explizit gefördert.

Solange es auf regionaler Ebene keine andere Perspektive für Regionalentwicklung gibt
und/oder solange ausreichend Mittel vorhanden sind, um alternative Projekte zu för-
dern, ist die strategische Ausrichtung der Förderung auf EU-Ebene nicht entscheidend.
In diesem Fall stellt sie wirklich nur zusätzliche Mittel für die Regionalpolitik bereit. Das
ist allerdings nicht so, wenn die Mittel knapp sind und die Regelung der Kofinanzierung
die Realisierung alternativer Projekte erschwert oder eine Abrufung von EU-Geldern
ganz verhindert.43 Wie schon erwähnt, ist dies gerade im Hinblick auf verschärfte finan-
zielle Schwierigkeiten vieler Regionen in der Krise relevant.

Das bedeutet nicht, dass finanzschwache Regionen EU-Gelder zurückweisen sollten.
Vielmehr stellt sich zunächst die Frage, ob und wie der begrenzte Spielraum in der För-
derung im konkreten Fall ausgereizt werden kann. Hier geht es vor allen Dingen um die
konkrete Interpretation der vorgegebenen Ziele bzw. um die Darstellung von geplanten
Maßnahmen als zielkonform. Regionen können lokale Prioritäten teils «EU-konform
verpacken» oder versuchen, ihre abweichenden «Interpretationen» der EU-Strategien in
den Verhandlungen mit der Kommission durchzusetzen.44 Ob und wie das im Einzelfall
gelingt, wird jedoch sicher auch von der wirtschaftlichen Bedeutung und der politischen
Verhandlungsmacht der jeweiligen Region abhängen. Ein gewisser Ausgestaltungsspiel-
raum besteht auch in der Mittelvergabe zwischen den Zielen, das heißt in Entscheidun-
gen, ob bspw. mehr als das vorgeschriebene Minimum für soziale Inklusion ausgegeben
wird und ob die dafür vorgeschriebenen Gelder in den verbesserten Zugang zur Ge-
sundheitsversorgung oder in Beschäftigungsfähigkeit fließt. Insgesamt hat sich der Spiel-
raum für die Nutzung der EU-Gelder allerdings in der gegenwärtigen Förderperiode wei-
ter verringert, da die EU-Mittel nun stärker auf enger definierte Ziele konzentriert wer-
den.

EU-Kohäsionspolitik setzt weiterhin alleine auf die Stärkung «endogener» Faktoren
der Region – «exogene» Gründe für ungleiche regionale Entwicklung im europäischen
Raum werden nicht beachtet (vgl. Hadjimichalis 2011, Hadjimichalis & Hudson 2014).
Im gesamteuropäischen Kontext gesehen, liefern die EU-Strukturfondsgelder daher be-
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stenfalls Treibstoff für den interlokalen Wettbewerb, in dem manche notwendigerweise
verlieren werden. Dies wird den Krisentendenzen und -auswirkungen in der EU nicht en-
gegenwirken.

Katharina Bodirsky lehrt Soziologie und Sozialanthropologie an der Middle East Technical
University in Ankara. Sie arbeitet disziplinübergreifend zu Themen wie der Veränderung
von Staatlichkeit, Stadtpolitik, und Kulturalisierung im Neoliberalismus.
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34. Diese sind: Forschung und Innovation; Zugang zu Informations- und Kommunikationstechnologie-
sn; Wettbewerbsfähigkeit von KMU; Umstellung auf CO2-arme Wirtschaft; Anpassung an Klimawandel;
Umweltschutz; nachhaltiger Verkehr; nachhaltige und hochwertige Beschäftigung und Mobilität der Be-
schäftigten; soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung; Aus- und Fortbildung und lebenslanges Ler-
nen; Effizienz der öffentlichen Verwaltung.

35. Verordnung (EU) 1304/2013.

36. In «weniger entwickelten Regionen» mindestens 60%, in «Übergangsregionen» mindestens 70%, und
in «stärker entwickelten Regionen» mindestens 80%.

37. Noch genauer sollen sie innerhalb dieser drei thematischen Ziele auf nur bis zu fünf Investitionspri-
oritäten konzentriert werden. Der Rest kann auch für Projekte im Sinne der anderen thematische Ziele
der Kohäsionspolitik ausgegeben werden, wie z. B. Medienkompetenz im Hinblick auf Zugang zu Infor-
mationstechnologie.

38. Dies wird auf nationaler Ebene berechnet; d. h. die Investition könnte in einer Region auch niedriger
liegen, solange dies in einer anderen Region im gleichen Mitgliedstaat wieder wettgemacht wird.

39. In «weniger entwickelten Regionen» mindestens 50%, in «Übergangsregionen» mindestens 60%, und
in «stärker entwickelten Regionen» mindestens 80%.

40. In «weniger entwickelten Regionen» mindestens 12%, in «Übergangsregionen» mindestens 15%, und
in «stärker entwickelten Regionen» mindestens 20%.

41. Dies wird auf nationaler Ebene berechnet; d. h. die Investition könnte in einer Region auch niedriger
liegen, solange dies in einer anderen Region im gleichen Mitgliedstaat wieder wettgemacht wird. Berlin
investiert z. B. in der gegenwärtigen Förderperiode 20% der EFRE-Gelder in Stadtentwicklung.

42. Dies gilt insbesondere für Ungleichheiten, die aus der (politisch gewollten) Struktur des Arbeitsmarkts
in Europa resultieren; hingegen berücksichtigt die EU das Ziel der Chancengleichheit für Männer und
Frauen sowie, im Fall Berlins in der Förderperiode 2007–2013, für «Personen mit Migrationshinter-
grund». Dies wird natürlich nur begrenzt Wirkung zeigen, solange diese Personen Chancengleichheit in
einem Arbeitsmarkt erhalten sollen, der von prekärer Beschäftigung gezeichnet ist.

43. Laut Zeitungsberichten gibt es in Griechenland trotz der Herabsetzung des Kofinanzierungssatzes Pro-
bleme mit der Abrufung der EU-Gelder: www. sueddeutsche. de/wirtschaft/euro-krise-was-die-glaeubi-
ger-griechenland-wirklich-angeboten-haben-1. 2542597.

44. Im Fall Berlins setzte der Senat in der Förderperiode 2007–2013 durch, dass die Förderung der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft unter Lissabon-konforme Innovationsförderung fällt. Die Kommission hatte
sich dem ursprünglich entgegengestellt. In einem anderen Beispiel akzeptierte die Kommission, dass die
Versorgung von Stadtbibliotheken in benachteiligten Berliner Stadtgebieten mit Computern «Lissabon-
konform» sei.
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